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Empfehlung 

 
 

Herausforderungen der demografischen Entwicklung,  
des Fachkräftebedarfs und der Situation der Pflegeberufe 

in der Großregion 
 
 
 

Der Interregionale Parlamentarier-Rat (IPR), auf Vorschlag der Kommissionen 
Schulwesen, Forschung, Ausbildung und Kultur und Soziale Fragen, 
 
1. sieht in einer unterschiedlichen demografischen Entwicklung in der 

Großregion mit einem Bevölkerungsrückgang in den deutschen Teilregionen, 
einer Stagnation in Lothringen und einem Bevölkerungswachstum in 
Luxemburg und Wallonien und einer Veränderung der Altersstrukturen, wie 
einem Rückgang der Erwerbsbevölkerung und einem Rückgang der für eine 
Berufsausbildung zur Verfügung stehenden Bevölkerungsgruppen, eine große 
Herausforderung für die Politik der Großregion und ihrer Teilregionen, 

 
2. sieht einen steigenden Fachkräftebedarf in einzelnen Berufsgruppen in 

Handwerk, Industrie, Handel und Dienstleistungen, den Berufen in den 
Bereichen Tourismus und Gastronomie sowie den Pflegeberufen und spricht 
sich für eine grenzüberschreitende Koordinierung der Nutzung der Potentiale 
der Großregion bei Ausbildung und Weiterbildung aus, 

 
3. begrüßt sehr, dass der Gipfel die Aufgabenbereiche demografische 

Entwicklung, Fachkräftebedarf und Situation der Pflegeberufe in einem 
Zusammenhang sieht und mit einer gemeinsamen Strategie Lösungen 
erarbeitet, 

 
4. betont die Notwendigkeit einer sorgfältigen Untersuchung und Analyse der zu 

erwartenden Konsequenzen der voraussehbaren demografischen Entwicklung 
im Hinblick auf die Auswirkungen auf die einzelnen Branchen und auf die 
Großregion, 

 
5. spricht sich dafür aus, die Lebensverhältnisse der ländlichen Räume in der 

Großregion besonders zu berücksichtigen, 
 
6. spricht sich für die Fortentwicklung der grenzüberschreitenden 

Jugendarbeitsmarktpolitik in der Großregion aus und dafür, damit einen 
Ausgleich zwischen der in Teilen der Großregion bestehenden 
Jugendarbeitslosigkeit und dem Mangel an Bewerbern für Ausbildungsplätze 
zu erzielen, und dafür auch Instrumente wie die Schule der zweiten Chance, 



 

 

2 

die in Lothringen und auf grenzüberschreitendem Niveau eingerichtet wurde, 
sowie eine verstärkte Ausbildung in der Sprache des Nachbarn intensiver zu 
nutzen,  

 
7. weist darauf hin, dass eine Strategie für eine Deckung des Bedarfs an 

Fachkräften in enger Abstimmung mit den Wirtschafts- und Sozialpartnern und 
mit der Bildungs- und Ausbildungspolitik in den einzelnen Regionen erarbeitet 
werden und erfolgen muss, 

 
8. spricht sich für eine Verbesserung des Marketings und der Werbung für die 

Ausbildungsberufe im Handwerk aus, 
 
9. verweist beispielhaft auf das erfolgreiche Modell der Tri-Diplomierung, also 

des Erwerbs von Abschlüssen von drei benachbarten Regionen, wie sie die 
Deutschsprachige Gemeinschaft Belgiens, z.B. in der Ausbildung im Kfz-
Handwerk mit den Nachbarn in Deutschland und den Niederlanden, anbietet, 

 
10. weist darauf hin, dass eine Überprüfung und Angleichung der 

unterschiedlichen Ausbildungsgänge und Berufsbilder mit dem Ziel einer 
größeren geografischen und beruflichen Mobilität und der Transparenz im 
Rahmen der Berufsabschlüsse erforderlich ist,  

 
11. spricht sich dafür aus, Modelle für eine Kombination und Koordinierung von 

schulischer und beruflicher Ausbildung in verschiedenen Teilregionen der 
Großregion zu entwickeln, 

 
12. spricht sich dafür aus, die Bemühungen um die gegenseitige Anerkennung der 

Berufsabschlüsse und der Ausbildungssysteme zu verstärken und fordert 
auch die Ebene der Nationalstaaten zu einer Mitwirkung und Unterstützung 
dieser Bemühungen auf, 

 
13. sieht im Bereich der Pflegeberufe eine große Herausforderung für die Zukunft, 

die ebenfalls eine grenzüberschreitende Strategie erfordert, betont im Hinblick 
auf den Bedarf an Pflegekräften die Notwendigkeit einer sorgfältigen Analyse 
von Beschäftigungslage, Ausbildungs- und Qualifikationsebenen im Hinblick 
auf die Erarbeitung von grenzüberschreitenden Handlungsempfehlungen, 

 
14. spricht sich dafür aus, zu wählende Berufsbilder vor Beginn der beruflichen 

Ausbildung verstärkt mit Praktika in der Praxis kennen zu lernen, diese 
Praktika verstärkt auch grenzüberschreitend zu absolvieren und dies mit einer 
verstärkten Befähigung zur Sprache des Nachbarn zu verbinden, und betont, 
dass die Verbesserung der Sprachfähigkeit auch Ziel der Praktika sein sollte, 

 
15. weist darauf hin, dass die Erarbeitung von Möglichkeiten zu einer 

Verbesserung und Unterstützung der beruflichen und räumlichen Mobilität der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf dem Pflegearbeitsmarkt notwendig 
ist, und betont, dass dazu auch die Sprachfähigkeit in der Sprache des 
Nachbarn gehören muss,  

 
16. fordert dazu auf, gerade im Hinblick darauf die Defizite beim 

Pflegearbeitsmarkt, auch mithilfe einer Ausweitung des von Rheinland-Pfalz  
durchgeführten Pflege-Monitoring auf die gesamte Großregion, sorgfältig zu 
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analysieren und Modelle zur Unterstützung einer verbesserten Vereinbarkeit 
von Pflege, Beruf und Familie zu erarbeiten, 

 
17.  spricht sich dafür aus, im Hinblick auf die Bedeutung von interkulturellen 

Aspekten im Gesundheitswesen und in der Altenpflege verstärkt auch 
Menschen mit Migrationshintergrund für den Pflegearbeitsmarkt zu gewinnen 
und entsprechende Ausbildungs- und Weiterbildungsmodelle zu entwickeln, 

 
18. begrüßt die Initiativen, die sowohl auf bilateraler Ebene, wie zwischen 

Lothringen und dem Saarland, als auch auf der Ebene der Großregion auf 
Veranlassung des Gipfels ins Leben gerufen wurden, durch die 
Kooperationsabkommen zur Berufsausbildung ausgearbeitet und umgesetzt 
werden sollen, 

 
19. spricht sich besonders für die Realisierung der Rahmenvereinbarung über 

grenzüberschreitende Berufsbildung in der Großregion aus und unterstützt 
den Vorschlag, dass der Interregionale Parlamentarier-Rat diese Rahmen-
vereinbarung unterzeichnet und ihre Umsetzung auf politischer Ebene 
unterstützt. 

 
 
 
 
Der Interregionale Parlamentarier-Rat richtet diese Empfehlung an 
 
- die Regierung der Französischen Republik,  
- die Regierung des Großherzogtums Luxemburg, 
- die Regierung der Fédération Wallonie-Bruxelles, 
- die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens, 
- die Landesregierung von Rheinland-Pfalz, 
- die Landesregierung des Saarlandes,  
- den Präfekten für die Region Lothringen. 
 
 

Trier, den 16. Mai 2014 
 

  


